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An:   
Betreff: Offene Gesetzgebungsverfahren | Gasspeicher-Umlage 

 

Liebe 

 

wie schön, dass wir uns heute austauschen konnten. 

 

Bei der Vielzahl von offenen Enden in der Energiepolitik hätte ein Vorhaben für uns Priorität:  
Die Gasspeicher-Umlage sollte den Gashandel nicht erschweren und nicht weiter an 
Grenzübergangspunkten erhoben werden. 

Der Entwurf des Dritten Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes sieht das ja 
bereits so vor. Es wäre wichtig, dass dies noch so vor dem Jahresende beschlossen würde. 

Hier ist noch ein Artikel von Montag aus dem Tagesspiegel Background, der – wie ich finde – das 
Problem gut beschreibt: https://background.tagesspiegel.de/energie-und-klima/briefing/wie-
der-ampel-bruch-den-gastransit-belastet. 

(Ich habe den Text auch unten reinkopiert.) 

 

Auf bald! 

 

Viele liebe Grüße 

 

 

  

Gasmarkt  

Wie der Ampel-Bruch den Gastransit belastet  

Der geplante Wegfall der Gasspeicherumlage auf Lieferungen durch Deutschland hängt nach 
dem Ampel-Aus in der Schwebe. Dies trifft Länder auf der Suche nach Alternativen zu 
russischem Gas wie Österreich, das sich aktuell mit einem Gaslieferstopp durch Gazprom 
konfrontiert sieht. Im Hintergrund wird nach einer Lösung gesucht.  

  

  

 

   

 

  

  

mailto:%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20%20@engie.com
mailto:stefanie.behling@engie.com
https://urldefense.com/v3/__https:/background.tagesspiegel.de/energie-und-klima/briefing/wie-der-ampel-bruch-den-gastransit-belastet__;!!La4veWw!xTuLDCUg6OBy0Bf-BDOUWoznGI9DADbgEp-49qbrTH-77yumfgIbPCtqACg5gO-9bQcK1oYDRRH9pRjnIt9sXQ$
https://urldefense.com/v3/__https:/background.tagesspiegel.de/energie-und-klima/briefing/wie-der-ampel-bruch-den-gastransit-belastet__;!!La4veWw!xTuLDCUg6OBy0Bf-BDOUWoznGI9DADbgEp-49qbrTH-77yumfgIbPCtqACg5gO-9bQcK1oYDRRH9pRjnIt9sXQ$


  

Der Bruch der Ampel-Koalition könnte auch jenseits der Grenzen zu spüren sein, und zwar ganz 
konkret in Euro und Cent. Denn aktuell fällt auf Gaslieferungen durch Deutschland ein Zuschlag 
von 2,50 Euro pro Megawattstunde als Gasspeicherumlage an. Erhoben wird diese vom Trading 
Hub Europe (THE), dem Verantwortlichen für das deutsche Gasmarktgebiet. Eigentlich sollte die 
Umlage für die Transite entfallen. Die entsprechende Änderung des Energiewirtschaftsgesetz 
(Artikel 35 e) hängt aber noch im Bundestag. 

Rückblick: Die Gasspeicherumlage wurde im Zuge des Krieges gegen die Ukraine eingeführt. Sie 
finanziert die Kosten zur Befüllung der deutschen Gasspeicher. Seit 2022 gelten für diese 
verpflichtende Füllstandsvorgaben. Diese sollen die Versorgung absichern. Zuvor hatte Gazprom 
seine in Deutschland betriebenen Speicher gezielt leerlaufen lassen. 

EU-Staaten kritisieren Speicherumlage 

Im Ausland – vor allem Österreich, Tschechien, Slowakei und Ungarn – gab es Kritik. Die an den 
Grenzübergangspunkten erhobene Umlage erhöhe die Transitkosten und behindere die 
Durchleitung von Gas, etwa aus Häfen in den Niederlanden. Dies hatte auch die EU-Kommission 
bemängelt. 

Im Frühjahr 2024 lenkte die Bundesregierung auf einem EU-Ministertreffen ein und brachte wenig 
später die Abschaffung der Gasspeicherumlage auf grenzüberschreitenden Lieferungen per 
Änderung des Energiewirtschaftsgesetz auf den Weg. Der Bundesrat hat der Änderung schon 
zugestimmt, im Bundestag blieb das Verfahren nach der ersten Lesung Ende September stecken. 

Gazprom stellt Gaslieferungen ein  

Für einige Nachbarstaaten, insbesondere Österreich, braut sich nun ein perfekter Sturm 
zusammen. Das Land war bis zuletzt stark von russischen Gaslieferungen abhängig, die über den 
Transitvertrag zwischen Gazprom und der ukrainischen Naftogas ankamen. Dieser läuft 
allerdings Ende 2024 aus. 

Die Lage bekommt nun zusätzliche Brisanz, denn Gazprom verlor vor wenigen Tagen einen 
Rechtsstreit mit dem österreichischen Energiekonzern OMW. Ein Schiedsgericht sprach den 
Österreichern 230 Millionen Euro Schadenersatz zu, die die OMW mit Gaslieferungen verrechnen 
wollte. Gazprom stellte daraufhin zum 16. November die Gaslieferungen ein. Österreich 
Bundesregierung reagierte zunächst gelassen und verwies auf die vollen Speicher. Andere 
Gaslieferrouten rücken nun aber noch schneller in den Fokus. 

E-Control: Speicherumlage erhöht Gaspreise in Österreich 

Entsprechend verursacht die Unklarheit über den Fortbestand der deutschen Gasspeicherumlage 
im Nachbarland Unruhe. „Wir sehen es mit Sorge, dass die politische Situation in Deutschland 
eine zeitgerechte Umsetzung (zum 1.1.2025) des Gesetzesvorschlag zur Abschaffung der 
Speicherumlage für die Gasexporte nach Österreich gefährden kann“, heißt es auf Nachfrage von 
der zentralen Energiebehörde Österreichs, der E-Control. 

Importe über Deutschland seien eine wesentliche Option für die österreichische Gasversorgung, 
hieß es weiter. Bliebe die Speicherumlage bestehen, „würde diese Importe verteuern und damit 
das Gaspreisniveau künstlich in Österreich verteuern“, so die E-Control. 

Ohnehin war der Gaspreis zuletzt im Aufwärtstrend, erreichte am niederländischen Handelspunkt 
TTF am vergangenen Donnerstag mit 45 Euro pro MWh den höchsten Stand seit einem Jahr. 
Auslöser war das Urteil gegen Gazprom und der erwartete Lieferstopp. 
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Energiehändler haben sich auf Ende der Umlage eingestellt 

Der Verband der Energiehändler Efet weist darauf hin, dass sich die Gashandelshäuser in 
Deutschland und Europa auf die von der Bundesregierung eingeleitete Gesetzänderung verlassen 
und bereits Verträge zur Versorgung von Kunden geschlossen hätten, die mit dem Wegfall der 
Gasspeicherumlage kalkuliert waren. „Abgesehen von einem Vertrauensverlust in die 
Zuverlässigkeit politischer Entscheidungen, müssen diese Lieferungen angepasst oder gehedgt 
werden“, sagte die Geschäftsführerin von Efet-Deutschland, Anne Köhler, im Gespräch mit 
Tagessiegel Background. 

Die Energiehändler haben ebenfalls die Länder in Mittel- und Osteuropa im Blick, die sich mit dem 
Auslaufen des Gastransits über die Ukraine um neue Lieferwege bemühten. „Es wäre daher sehr 
wichtig, wenn der Bundestag den Wegfall der Umlage für Gasflüsse ins Ausland noch vor 
Jahresende beschließt, wie das auch von der Bundesregierung zugesagt wurde“, erklärte Köhler. 
Es gehe auch um europäische Solidarität. 

THE muss Umlage 2025 verkünden 

Mit dem Fortbestand der Gasspeicherumlage würde sich Deutschland auf europäischer Ebene 
keine Freude machen. Möglicherweise droht auch ein Rechtsstreit mit der EU-Kommission. Die 
hatte erklärt, die deutsche Umlage würde gegen die EU-Gasspeicherverordnung verstoßen. Ganz 
so eindeutig ist dies aber wohl nicht, ist aus dem Markt zu hören. Der Grund: Die deutsche 
Verordnung zu den Speichern ist früher in Kraft getreten als die europäische. 

Für den Markgebietsverantwortliche THE ist die Lage in jedem Fall herausfordernd. Das 
Unternehmen legt jeweils zum Jahresanfang und zur Jahresmitte die Höhe der Gasspeicherumlage 
fest und veröffentlicht diese mit sechs Wochen Vorlauf. Die Ankündigung für das kommende Jahr 
müsste bis 20.11. erfolgen, ohne zu wissen, ob die Umlage für durch Deutschland gelieferte 
Mengen anfällt oder nicht.  

„Trading Hub Europe erhebt die Gasspeicherumlage entsprechend der gesetzlichen Vorgaben“, 
teilte das Unternehmen auf Nachfrage mit. Die Entwicklung werde genau beobachtet. „Sollte der 
Umstand eintreten, dass ein Inkrafttreten der novellierten gesetzlichen Regelungen nicht zum 1. 
Januar 2025 erfolgt, würde THE den Sachverhalt prüfen und den Markt entsprechend über das 
weitere Vorgehen informieren“, hieß es weiter. 

Rückwirkende Anpassung als Option 

Klarheit wäre geschaffen, wenn der Bundestag in den beiden verbliebenen Sitzungswochen im 
Dezember die entsprechende Änderung des EnWG-Passus verabschiedet. Dafür sind SPD und 
Grüne auf Stimmen der Opposition angewiesen. Unionsfraktionschef Friedrich Merz hatte eine 
Zusammenarbeit mit rot-grün bei nicht haushaltsrelevanten Entscheidungen diese Woche nicht 
ausgeschlossen, aber erst nachdem Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) die Vertrauensfrage gestellt 
hat. Dies soll am 16. Dezember erfolgen, die letzte Plenumssitzung des Jahres ist für den 20. 
Dezember geplant. 

Im Hintergrund gibt es aber offenbar Bewegung. „Wir arbeiten aktuell intensiv daran, für die 
Wirtschaft und die Energiewende wichtige Gesetzesvorhaben noch in dieser Wahlperiode zu 
verabschieden“, sagte der Energieexperte der SPD-Bundestagsfraktion, Andreas Rimkus, auf 
Nachfrage. Auch und gerade bei der Abschaffung der Gasspeicherumlage für 
grenzüberschreitende Gaslieferungen sehe seine Fraktion absolut die Notwendigkeit, „noch in 
diesem Jahr oder im kommenden Jahr rückwirkend einen entsprechenden Beschluss zu fassen“, 



 

so Rimkus weiter. Zu weiteren Details wollte er sich mit Blick auf die laufenden Gespräche nicht 
äußern. 

 


